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24 Prozent mehr Stromverbrauch,
wenn alle im Südwesten regist-
rierten Pkw auf Batteriebetrieb
umgestellt würden! Was bedeutet
diese politische Zielsetzung unter
der Prämisse Klimaschutz eigent-
lich? In Deutschland wurden 2016
insgesamt 725 800 000 000 Kilo-
meter mit demAuto gefahren. Der
Stromverbrauch eines E-Autos be-
trägt 183 Wattstunden (Wh/km).
Bei einer Umstellung des Auto-
verkehrs auf E-Autos hätten wir
einen Strommehrverbrauch von
132 821,4 GWh/Jahr. Das wären in
Deutschland 25 Prozent. Dafür
braucht es eine zusätzliche Kraft-
werksleistung von 15,16 GW.

Der Bedarf könnte mit regene-
rativen Energiequellen nicht ge-
deckt werden, müsste also – Stand
heute – mit zehn zusätzlichen
AKW aufgefangen werden. Abge-
sehen von der zusätzlichen Ge-
fährdung würde das mehr als 450
Tonnen hochradioaktive abge-
brannte Brennelemente pro Jahr
produzieren. Toller Klimaschutz,
wenn wir anstelle der Abgase
Atommüll in die Welt streuen!
Auch E-Bikes sind mit wenigen
Ausnahmen Luxusgüter, die die
Welt nicht braucht, die ihr sogar
schaden. In diesem Sinn ist die
Tübinger 2-Takter-Abwrackprä-
mie für den Umstieg auf ein
strombetriebenes Zweirad ein
Schritt in die die falsche Richtung.

Ein gutes Leben auch der kom-
menden Generationen schaffen
wir in der Mobilitätsfrage durch
die Abkehr vom Individualverkehr
per Motor, nicht durch die Verla-
gerung seiner Beibehaltung auf an-
dere todbringendeEnergiequellen.

Nicht die Aufrüstung der E-Mobili-
tät, sondern die Abkehr vom Indi-
vidualverkehr ist die Lösung, fin-
det diese Leserin.

Toller Klimaschutz

Christa Stengelin, Tübingen

Den Leserbriefen über die Ampel-
diktatur kann ich nur beipflichten.
Offenbar erkannte Herr Rent-
schler auch Nachteile der Ampel-
schaltung, die mit der Busbevor-
rechtigung einhergehen. Er als Zu-
ständiger weiß wohl von einigen
Beschwerden zu berichten, sieht
aber dennoch keinen Handlungs-
bedarf. Dabei könnten von der in
Tübingen utopischen grünen Wel-
le alle profitieren, und zwar ein-
schließlich der Busse. Herr Rent-
schler hat immerhin erkannt, dass
Fahrradfahrer und Fußgänger
durch die Kontaktschleifen schon
mal auf der Strecke bleiben.

Die chaotische Verkehrssituati-
on in Tübingen sehe ich alles an-
dere als gelungen! Der Feierabend-
verkehr stockt, es gibt extrem kur-
ze Grün-, dafür lange Rotphasen.
Nicht zuletzt wird die Geduld mit
reichlich aufoktroyierten Umwe-
gen strapaziert. Resultat: Umwelt-
belastungen, nebst Nachteile für
Läden! Mitunter werden noch ge-
fährliche Rotlichtverstöße provo-
ziert, insbesondere weil örtlich re-
gelmäßig aufeinander abgestimm-
teRotwellen auftreten können.Die
grüne Welle hätte auch einen Si-
cherheitsaspekt, da der Anreiz von
Rotlichtverstößen durch Mehr-
fachdelikte inKonsequenz vermie-
denwäre.

Durchgehende Fahrradwege in
Tübingen: Fehlanzeige! Diese
müssen sich auf stark befahrener
Straße die Fahrspur zum Teil stra-
ßenmittig mit diesen Großfahr-
zeugen teilen. Unlängst hatte ich
sogar Anlass, einer Streife einen
S-Pedelecfahrer zu melden, der
mit Beinahecrash locker mit 40
km/h als Geisterfahrer zwischen
einem auf dem Radweg geparkten
Pkwhervorgeschossen kam.

Die Stadtverwaltung erklärte, wie
die Tübinger Ampeln funktionie-
ren, wer bevorzugt wird und warum
es keine grüneWelle geben kann
(„Omnibus first!“, 30. Mai). Dazu
gab es einige Leserbriefe.

Ampeldiktatur

Matthias Thalmeier, Rottenburg

Mehrere Leserbriefschreiber zeig-
ten sich betroffen vom nahenden
Ende einer Verkaufsfläche am
südlichenOrtseingang, auf der an-
tikisierende Statuetten für die
Verwendung als Zierrat in Haus
und Garten angeboten wurden.
Das Stadtmarketing hätte den Lo-
kalbezug erkennen und eine gro-
ße Tafel anbringen lassen müssen
mit dem Text: „Willkommen in
der Hölderlinstadt Tübingen!“
Griechenlands altes Inventar ver-
leitete den Dichter bekanntlich zu
lyrischenHöhenflügen.

Der ungesund übertriebene
Götzendienst an fremdem Altar
war aber auch Grundlage für Höl-
derlins törichten Entschluss, fort-
an in einem Turm die Wendel-
treppe desWahns zu begehen. Pa-
rallelen zur heutigen „Willkom-
menskultur“ und ihren willigen
Vollstreckern ziehe ich nicht.
Stattdessen sei darauf hingewie-
sen, dass sich dort (...) das Gast-
haus „Waldhörnle“ befand, wel-
ches im Frühjahr 1945 den Vertei-

Der Terrakotta-Händler an der B 27
beim Tübinger Sudhaus muss den
Platz räumen.

Gott mit uns!

Sauberes Wasser, saubere Luft
und gesunde Böden sind die wich-
tigsten Bodenschätze weltweit, in
Deutschland und natürlich auch
in unserer Stadt. Und wie gehen
wir damit um? Mit dem Grund-
wasser im Au-Brunnen? Mit der
Frischluftschneise der Sarchhal-
de, Teil des einstmals von unseren
Dichtern so genannten Elysiums?
Mit unseren Feldern, die eins ans
andere grenzen, und wo kaum
mehr meterbreite Feldflurstreifen
für Insekten und Vögel zu finden
sind, die noch die damals „echten
Grünen“ in den 70er Jahren des
letzten Jahrhunderts vehement
forderten. Ganz langsam wird es
Zeit zum Nachdenken! Oder sind
uns Heutigen die nachfolgenden
Generationen völlig schnuppe?

Wo hat Tübingen noch Flächen für
Gewerbe? Au-Brunnen und Sarch-
halde lauten die Schlagworte.

Völlig schnuppe?

Dietmar Herrmann, Tübingen
Über sieben Jahre dauert das
schaurige Schauspiel im Schul-
denstreit mit Griechenland schon
an. Bemerkenswert ist die Ge-
räuschlosigkeit, mit der die Ge-
spräche zur Umschuldung inzwi-
schen über die Bühne gehen. Bloß
keine langwierigen Gesprächs-
runden, die ins öffentliche Be-
wusstsein dringen könnten! Die
Angst vor dem rechten Mob sitzt
allen europäischen Regierungen
im Nacken und deshalb hütet man
sich auch vor Zugeständnissen.

Fachleute fordern flankierende
Investitionsprogramme, der IWF
Schuldenerleichterungen. Die
Bundesregierung und vor allem
die CDU will hingegen die grie-
chische Gretchenfrage aus dem
deutschen Wahlkampf heraushal-
ten. Herr Schäuble hat durchge-
setzt, dass darüber nicht vor Som-
mer 2018 verhandelt wird. Das
wird ihm hierzulande möglicher-
weise einige Stimmen bringen,
den Menschen in Griechenland
dagegen ein weiteres Jahr der Per-
spektivlosigkeit und derMisere.

Gerade von Wiwis wird gern
das Szenario beschworen, wie
jetzt auch von Herrn Roth, dass
Griechenland den Euro-Raum
verlässt und wieder die Drachme
einführt, dafür aber seine Schul-
den erlassen bekommt. Warum
diese Vorbedingung? Glaubt im
Ernst jemand, dass Griechenland
seine Wettbewerbsfähigkeit über
den Abwertungsmechanismus ei-
ner eigenen Währung wieder er-
langen kann? Man verbilligt zwar
seine Export-Produkte, aber die
Strukturprobleme bleiben, weil
sich niemand daran wagen wird.
Und wenn man dem Land diesen
Anpassungszwang entzieht, dann
wird es gänzlich den Anschluss an
Europa verpassen.

Vorhang zu.GuteNachtEuropa!

Die Probleme der gemeinsamen
Währungmüssen gemeinsam ge-
löst werden – so das Fazit eines
Podiums der Europa Union in Tü-
bingen („Der Euro hat sich wacker
geschlagen“, 15. Juli).

Gute Nacht Europa!

Ioannis Kujumtzidis, Rottenburg

POTZBLITZ, was für ein Einschlag neben der Nikomedeskirche in Weilheim. Bild: Metz

Ein Faktencheck scheitert daran,
dass Mitarbeiter der Medien
Meister sind im Weglassen von
Erkenntnissen und Meinungen,
die ihrer Überzeugung zuwider-
laufen. Beispiele hierfür gibt es
massenhaft. Außerdem sind Äu-
ßerungen der Experten, auf die
man sich beim Faktencheck be-
ruft, ihrerseits nicht frei von Fakes
– siehe die polizeiliche Erstmel-
dung über die Ereignisse in
Schorndorf. Mich stört aber am
Faktencheck betreffs Palmers
Aussagen etwas anderes: die mo-
ralisierende Überheblichkeit, die
dieses Laborat ausdünstet. Und
damit sind Sie nicht allein, nur ist
das bei Ihnen neu.

Die politische Medienland-
schaft trieft nur so von diesem
moralisierenden neudeutschen
Selbstbewusstsein:Wir halten uns
an unsere Werte und sind darin
fast allen anderen überlegen. Und
so hat das politische Deutschland
mittlerweile Krach mit vielen
wichtigen Ländern: Trump, Putin,
Brexit-May, natürlich Erdogan.
Aber auch dem politischen Italien
und Griechenland. Ungarn und
Polen gehen wir sowieso mit un-
serer Überheblichkeit und Besser-
wisserei auf den Keks. Eine gute
Außenpolitik sieht anders aus und
wäre auch effektiver.

Zum Faktencheck „Wirklich, Herr
Palmer ?“ vom 20. Juli.

Moralisierend

Albrecht Kühn, Tübingen

Also jetzt reicht‘s, Herr Palmer!
Man kann ja gern unterschiedli-
cher Ansicht zu bestimmten The-
men sein, aber mit Ihren pauscha-
len Facebook-Posts verstärken Sie
grundlos rassistische Ressenti-
ments und schüren Fremdenhass.
Sie selbst sehen sich als Offenba-
rungsprophet, der angeblich un-
bequemeWahrheiten ausspricht –
dabei spielen Sie dasselbe Spiel
wie die Rattenfänger der einschlä-
gigen Parteien am rechten Rand.
Hauptsache alle über einenKamm
scheren – egal ob Flüchtlinge (al-
les Verbrecher und Vergewalti-
ger), Muslime (alles Terroristen
und Frauenhasser) oder Linke (al-
les Steinewerfer und Anarchis-
ten). Pauschalisierungen sind ein-
fach, aber werden dadurch nicht
wahrer.

Jetzt reicht’s

Julika Grimm, Tübingen

Sehr geehrter Herr Lindner, Sie
fordern Studiengebühren, ich bin
gegen diese Bildungssteuer. Aber
nun zur entscheidenden Frage:
Haben Sie, Herr Lindner, wie all
die anderen Herren und Damen,
die Studiengebühren fordern und
selbst nicht gezahlt haben, eigent-
lich schon „Ihren“ Beitrag an „Ih-
re“Universität überwiesen?

FDP-Chef Christian Lindner sprach
an der Tübinger Universität (Be-
richt vom 20. Juli).

Schon bezahlt?

Wolf-Dieter Klink, Tübingen

Das „Übrigens“ zum Rahmenplan
des Uniklinikums im TAGBLATT
vom 19. Juli machte mich zunächst
sprachlos, dann empört. Danach
nur noch traurig.

Gernot Stegert schrieb über die
Pläne des Uniklinikums Tübingen.

Traurig

Martin Engelhardt, Tübingen

Wer sich in der Tafel engagiert,
bietet Almosen und wird vom
Staat ausgenutzt! Das ist schlicht,
aber unterkomplex argumentiert.
Herr Sedelmeier spielt zivilgesell-
schaftliche und sozialstaatliche
Hilfen gegeneinander aus. Nur
Hilfe in Form sozialstaatlicher
Leistungsansprüche wäre die
richtige, weil gesetzlich fixierte
Hilfe. Die einseitige Wertschät-
zung sozialstaatlich abgesicherter
Leistungstransfers diskreditiert
andere soziale Hilfeformen und
unterschlägt deren konkreten
Nutzen. Tafeln ergänzen nur den
sozialstaatlichen Geldtransfer, es
handelt sich um bürgergestützte,
organisatorisch wie finanziell nur
punktuell aufgestellte Angebote.

Tafeln werden nicht vom Staat
instrumentalisiert, um unzulängli-
che Sozialpolitik zu kompensie-
ren. Im Gegenteil, sie machen Ar-
mut sichtbar. Tafeln praktizieren
eine Kultur des Miteinanders und
bieten engagierten Reichen und
fitten Alten der „trägen Tübinger
Halbhöhenlage“ die Möglichkeit,
unter dem Leitbild einer Caring
Community selbst einen sinnvol-
len Beitrag zu leisten, indem sie
gespendete Lebensmittel billig
verkaufen. Manche Tafeln unter-
stützen Alleinerziehende, allein-
lebende Witwen, Langzeitarbeits-
lose und andere Transfergeldemp-
fänger in ihrem Alltag, organisie-
ren nachbarschaftliche Hilfenetze
und artikulieren sich politisch.

Letzteres, damit die weitere Se-
parierung von Arm und Reich und
der regressive Abstieg immer grö-
ßerer Teile der Gesellschaft poli-
tisch verhindert wird. Diese Palet-
te sozialer, politischer und nach-
barschaftlicher Hilfen gehört zur
guten Praxis einer Tafel. Engagiert
Euch, es macht Sinn und keiner
nutzt Euch aus!

Am 19. Juli erschien ein Gastbei-
trag von Timo Sedelmeier, Junior-
dozent am Geographischen Insti-
tut der Universität Tübingen, über
Tafelläden. Hier kommt Kritik.

Tafeln ergänzen nur

Thomas Knoll, Tübingen

In dem Bericht weist Moritz Sieb-
ert darauf hin, dass die Stadt Mös-
singen Glyphosat nicht mehr ver-
wenden will. Das ist sehr gut,
denn dieses Unkrautvernich-
tungsmittel steht nicht zuUnrecht
im Verdacht, Krebs zu fördern.
Nun sei die Wiese im Bereich des
Freibads „in diesem Jahr noch
nicht behandelt worden“ und es
habe dort prompt viele Bienensti-
che gegeben.

Ich denke, umgekehrt wird ein
Schuh draus. Müssen wir die we-
nigen Bienen auch noch bekämp-
fen, damit wir uns an jedem Ort
beliebig unvorsichtig bewegen
können? Bienen kommen nicht,
um zu stechen! Sie verdienen viel-
mehr unseren zunehmenden
Schutz! Größter Gegner der Bie-
nen ist die Unvernunft des Men-
schen. Und letztlich ist der größte
Gegner des Menschen der
Mensch selber. „Wenn die Biene
von der Erde verschwindet, dann
hat der Mensch nur noch vier Jah-
re zu leben“, sagte Albert Einstein.
Wollenwir sehen, ob er Recht hat?

Zum Artikel „Die Natur als Vorbild“
im „Steinlach-Boten“ vom 19. Juli.

Bienen schützen

Lotte Ludwig, Mössingen

Herr Zipperer hat schon einen
merkwürdigen Brief geschrieben.
Er nennt es „unverschämt“, dass
Albert Bodenmiller „dem Kopp-
Verlag Volksverhetzung unter-
stellt“. Mit welcher Begründung?
Hat Herr Zipperer keine Ahnung
davon, was der Kopp-Verlag an die
Öffentlichkeit bringt? Wie die
Hetze des Kopp-Verlags auf man-
cheMenschenwirkt?

Bei der Podiumsdiskussion hat
es selbst den engsten Freunden
des Kopp-Verlags die Sprache ver-

Die Leserbrief-Debatte um den
Rottenburger Kopp-Verlag geht
weiter.

Verbreitet Angst

schlagen, als Stadtrat Steur die
Gewalt- und Morddrohungen vor-
las, die anonyme Feiglinge ihm ge-
schickt hatten, nachdem er den
Kopp-Verlag öffentlich kritisiert
hatte. Bei manchen Zeitgenossen
gilt die Meinungsfreiheit offen-
sichtlich nur für den Kopp-Verlag,
nicht aber für seine Kritiker.

Dieser Verlag verdient einen
Teil seines Geldes, indem er den
Menschen Angst macht: vor der
„gefährlichen Waffe“ der Migrati-
on, vor Staatsbankrott, Zwangs-
enteignung und Bürgerkrieg; vor
Ufos, Geheimbünden und gehei-
men Verschwörungen; vor der
Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich in Basel, die das Fi-
nanzsystems zerstören will, um
ein Art finanzielle Weltherrschaft
zu erringen; vor der Verbreitung
einer Epidemie durch orientali-
sche Erntehelfer, die auf Erdbeer-
feldern ihre Notdurft verrichten,
um die Verbraucher anzustecken.

Am schlimmsten aber ist die
Hetze gegen Muslime, während
sich – um ein Gegenbeispiel zu
nennen – die Päpste seit Jahrzehn-
ten für ein friedliches Zusammen-
leben von Christen undMuslimen
einsetzen und der jetzige Papst ei-
ner Muslima in einer Zeremonie
die Füßewäscht.

Es ist das Verdienst Albert Bo-
denmillers, dass er auf die gefähr-
lichen Seiten des Kopp-Verlags
hinweist. Ich bin sicher: Man wird
es ihm noch lange danken.
Stefan Schulze,Wendelsheim

digern Tübingens Gefechtsstand
sein sollte. Zwei Kompanien mo-
torisierter Infanterie wurden aus
Reutlingen geschickt. (...) Den
deutschen Soldaten wiederum
müssen im Himmel über Unterje-
singen als Luftspiegelung bereits
die Fressnäpfe der näher rücken-
den Konsumgesellschaft erschie-
nen sein. Jedenfalls stießen die
marokkanischen Besatzungstrup-
pen nicht auf Gegenwehr, sondern
in einen rechtsfreien Raum ohne
Strafverfolgung. Das anschlie-
ßend gegebene Regietheaterstück
kam in den vergangenen Monaten
zur Wiederaufführung. Ich wün-
sche mir von Herzen, dass der ge-
plante Zweckbau beim Sudhaus
den Namen „General-Merker-
Parkhaus“ erhält. (...)

Gottmit uns!
Friedemann Allgaier, Pfrondorf


